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Jahrelange Entwicklungsarbeit
fördert bei Dritte-Welt-Ländern die
Nehmer-Mentalität. Oft macht die
Hilfe mehr kaputt, als sie aufbaut.
Wem nützt das Engagement der
Industrieländer? Eine Analyse.

Der an Börse und
Bauch gewichtige
Präsident Nicara-
guas, Arnoldo Ale-
mán (Mitte) mit
den Präsidenten
El Salvadors (l.)
und Guatemalas.
Diese Länder be-
kommen Millionen
Dollar Entwick-
lungshilfe. Doch
manche Hilfspro-
jekte sind für die
Bevölkerung kon-
traproduktiv. Fotos:
AP/Montage: MICHAELIS

Was bei den Armen ankommt
Von JENS MEYER-WELLMANN

und MANFREDO STUTH

D
assNicaraguas Präsident
Arnoldo Alemán ein
Freund des guten Lebens
ist, zeigt nicht nur sein

beeindruckender Bauchumfang.
Auch seine landesweit berühmte
Karawane von Luxuslimousinen
und die pompöse Party,mit der er
kürzlich in Miami die Vermäh-
lung mit einer 25 Jahre jüngeren
Frau feierte, sprechen für seinen
exquisiten Geschmack. Nun hat
sich Arnoldo Alemán (übersetzt:
Arnold, der Deutsche) endlich für
ein paar Millionen Dollar auch ei-
nen zu ihm passenden Präsiden-
tenpalast errichten lassen. Auch
deswegen hat er den Präsidial-
Etat im Haushalt des mittelame-
rikanischen Landes um 20Millio-
nen Dollar erhöhen lassen. Dafür
wurde im Gegenzug der Sozial-
Etat um zehnMillionen Dollar ge-
kürzt, und die Mittel für die an-
stehenden Kommunalwahlen
wurden halbiert. Dahinter steckt
ein simpler Gedanke: Die interna-
tionale Gemeinschaft werde
schon dafür sorgen, dass nie-
mand in Nicaragua verhungert
und dass jeder ordentlich wählen
darf. Wozu schließlich gibt es
Entwicklungshilfe?
Kaum ein Land der Welt hat in

den letzten 20 Jahren so viel Auf-
merksamkeit und Hilfe von den
reichen Industrieländern bekom-
men wie Nicaragua. 20 Milliar-
den Dollar an Krediten und nicht
rückzahlbaren Hilfen sind zwi-
schen 1980 und 1999 in den mit-
telamerikanischen Staat geflos-
sen. Zehntausende von professio-
nellen und privaten Helfern ha-
ben sich seit der sandinistischen
Revolution von 1979 in Nicara-
gua engagiert: Sie brachten den
Menschen auf dem Lande Lesen
und Schreiben bei, haben Stra-
ßen und Schulen gebaut, Wasser-
anschlüsse gelegt, Kaffee ge-
pflanzt und Industrieanlagen ge-
plant. In fast jedem westeuropäi-
schen Land gibt es Nicaragua-
Vereine, beinahe jedes Dorf in Ni-
caragua hat eine Partnerstadt im
reichen Teil dieser Welt. Und was
hat all das Engagement genützt?
Heute, 21 Jahre nach der Revo-

lution und zehn Jahre nach der
Abwahl der Sandinisten 1990, ist
Nicaragua nach Haiti das zweit-
ärmste Land Amerikas und ge-
hört zu den am höchsten versch-
uldeten Staaten der Welt. 75 Pro-
zent der fast fünf Millionen Nica-

raguaner leben in Armut, 43 Pro-
zent sogar in extremer Armut,
sprich: Sie haben nicht genug zu
essen, kein sauberes Wasser zum
Trinken und kein Dach über dem
Kopf. Die Arbeitslosenquote liegt
zwischen 50 und 70 Prozent.
Selbst Lehrer, Ärzte und Polizis-
ten verdienen kaum mehr als 50
Dollar im Monat. Eine vernich-
tende Bilanz von zwei Jahrzehn-
ten Entwicklungshilfe.
Gut geht es in Nicaragua vor al-

lem den Freunden von Präsident
Alemán − unddenprofessionellen
Entwicklungshelfern. Entsandte
Lehrer und Ingenieure, Ärzte und
Projektentwickler bekommen in
der Regel das Gehalt, das sie auch
in Europa oder Nordamerika be-
ziehen würden. Allerdings ist der
größte Teil steuerfrei, und die
meisten erhalten zusätzlich eine
Auslandszulage für beispielswei-
se doppelte Haushaltsführung.
Viele der Helfer kommen auf

monatliche Bezüge von mehr als
10 000 Mark netto − in einem
Land, in dem das Durchschnitts-
einkommen laut Weltbank bei 80
Mark im Monat liegt. Wer in sei-
ner Heimat ein Mittelschichtler
war, wird als Entwicklungshelfer
schnell zum kleinen König. In der
Hauptstadt Managua bevölkern
die Helfer die teuren Restau-
rants, und am Wochenende tref-
fen sie sich mit neuesten ameri-
kanischen Surfboards an den
wunderschönen Pazifikstränden
Nicaraguas. Die speziellen gelben
Autokennzeichen geben ihren
Jeeps auch auf den Straßen sicht-
baren Sonderstatus.
„Die Zeiten des Barfußdoktors

sind vorbei“, sagt Utta Stübler
von der Deutschen Gesellschaft
für Technische Zusammenarbeit
(GTZ). Und die deutsche Entwick-
lungshilfeministerin Heidemarie
Wieczorek-Zeul erklärt: „Die Pro-
fessionalität von Fachkräften hat
auf dem Weltmarkt ihren Preis.“
Tatsächlichwürdewohl kaum ein
guter Ingenieur für einen Hun-
gerlohn die Unannehmlichkeiten
der DrittenWelt auf sich nehmen.
Andererseits herrscht auf dem
Markt der Entwicklungshilfe
mittlerweile ein Überangebot:
Hunderte von privaten, staatli-
chen und überstaatlichen Orga-
nisationen buhlen darum, in der
Dritten Welt helfen zu dürfen.
Das Heer von Helfern steht unter
chronischem Aktionsdruck. „Die

Ein wenig mehr Koordinierung
wäre sicher kein Nachteil. Dann
würden groteske Situationen wie
am Rio Coco in Nicaragua viel-
leicht nicht entstehen: Dort ver-
suchen deutsche Entwicklungs-
helfer von der GTZ den Einheimi-
schen die Öko-Holzwirtschaft
schmackhaft zu machen, wäh-
rend am anderen Ufer nordame-
rikanische und japanische Gold-
schürfunternehmen den Regen-
wald mit Quecksilber vergiften.
Auch der Hamburger Politolo-

gie-Professor und Entwicklungs-
experte Rainer Tetzlaff fordert
ein grundlegendes Umdenken in
der Entwicklungspolitik. Nicht
nur die Koordinierung, auch die
Kontrolle der Aktivitäten müsse
besser werden, so Tetzlaff: „Welt-
bank und GTZ kontrollieren sich
doch heute faktisch selber. Die
Institute, die für Projekt-Evaluie-
rung verantwortlich sind, stehen
in vollkommener Abhängigkeit
von ihren Auftraggebern.“
Das blindwütige Gewerkel der

Entwicklungsinstitutionen hat
auch in Nicaragua manch bunte
Blüte getrieben: Für 2,6Millionen
Dollar baute der österreichische
Entwicklungsdienst eine Biodie-
sel-Plantage bei León auf, nur um
dann festzustellen, dass in Nica-
ragua gar kein Bedarf an Biodie-
sel besteht. Holland schenkte den
Bauern in der Gegend um die
Stadt Granada einige Hundert
Mopeds, damit sie schneller zu ih-
ren Feldern kämen. Da niemand
wusste, wie man die Zweiräder
wartet, waren sie in kürzester
Zeit schrottreif.
Ein Projekt Taiwans zeigte,

dass die Hilfe oft vor allem den
Reichen undMächtigen nützt: Mit
25 Millionen Dollar wollten die
Inselchinesen die Viehwirtschaft
in Nicaragua fördern. Wer schon
etwas Land und ein paar Kühe
sein Eigen nannte, sollte 25 wei-
tere Kühe und einen Zuchtbullen
dazu bekommen. Kaum war das
Programm aufgelegt, entstand
über Nacht eine ganz neue Klasse
von Viehzüchtern: 20 hohe Offi-
ziere der Armee, sechs führende
Polizeibeamte, der stellvertreten-
de Tourismusminister sowie der
persönliche Leibwächter des Prä-
sidenten Alemán entpuppten sich
als geborene Landwirte − und si-
cherten sich als Erste den Zugang
zu den entwicklungspolitischen
Melkkühen.

Regierungen können sich längst
aussuchen, von wem sie sich hel-
fen lassen wollen“, sagt GTZ-Ex-
pertin Stübler.
Nur durch das vonExperten als

„Over-Aiding“ (Übermaß an Hil-
fe) bezeichnete Phänomen er-
klärt sich auch der rüde Ton, den
Präsident Alemán mittlerweile
gegenüber den Helfern an-
schlägt. Auf Kritik an seiner kor-
rupten Amtsführung und an der
innenpolitischen Entwicklung
sagte Alemán kürzlich: Wer seine
Politik kritisieren wolle, der solle
„bitte schön verschwinden und
seiner eigenen Regierung Rat-
schläge geben“.
Dabei ist die Entwicklungshilfe

seit Jahren offiziell an das Prinzip
der „Good Governance“, der „gu-
ten Regierungsführung“ gebun-
den. Allzu korrupte Regierungen
sollen kein Geld mehr bekom-
men. So genau nimmt man es mit
dieser Regelung freilich nicht −
denn sonst würden die Entwick-
lungshilfe-Organisationen ihr
Geld überhaupt nicht mehr los.
Das Motto „Viel Hilfe hilft viel“

erweist sich nicht nur politisch,
sondern auch ökonomisch als un-
sinnig. Denn einerseits werden
viele der Hilfen gar nicht in Pro-
jekte umgesetzt: In Nicaragua et-
wa liegen rund 20 Prozent der
Hilfsgelder brach. Andererseits
hat die ständige Präsenz auslän-
discher Helfer die Eigeninitiative
der nicaraguanischen Bevölke-
rung weitgehend erstickt.
„Wenn etwas fehlt, stellen die

Leute als Erstes die Frage: Wer
hilft mir? Woher bekomme ich
Geld?“, sagt Utta Stübler. Auch
der Leiter des GTZ-Büros Mana-
gua, Peter Pfaumann, warnt:
„Wenn sich diese Einstellung

nicht ändert, wird das Land nie-
mals die Misere hinter sich las-
sen.“ Was der Mann nicht sagt:
Die jahrezehntelange Entwick-
lungshilfe hat diese Nehmer-
Mentalität erst erzeugt.
Die Vermutung, dass die Ent-

wicklungshilfe in erster Linie den
Helfern aus den reichen und den
korruptenRegierungen in den ar-
men Ländern hilft, der Normal-
bevölkerung langfristig aber eher
schadet, ist nicht neu. Tatsächlich
sprechen viele Indizien dafür −
auch bei weltweiter Betrachtung.
Trotz jahrzehntelanger Ent-

wicklungshilfe ist die Einkom-
menskluft zwischen dem reichs-
ten und dem ärmsten Fünftel der
Weltbevölkerung auf 74 zu 1 ge-
wachsen − 1960 war das Verhält-
nis noch 30 zu 1. Mehr als 80
Staaten haben laut UNO-Ent-
wicklungsbericht heute ein gerin-
geres Pro-Kopf-Einkommen als
vor zehn Jahren. Seit 1984 flie-
ßen mehr Kreditrückzahlungen
von den Entwicklungsländern in
die Industrieländer zurück als
neue Mittel in umgekehrter Rich-
tung.
Mehrere Untersuchungen er-

gaben, dass massenhafte Nah-
rungslieferungen in Hungerge-
biete die Nahrungsmittelknapp-
heit noch verschärften − weil die
Gratislieferungen die Nahrungs-
mittelpreise kaputtmachten und
die einheimischen Bauern in den
Ruin trieben. So produzieren die
Helfer die Katastrophen selbst,
die sie nachher dann wieder be-
kämpfen dürfen.
In Wahrheit, so ein durchaus

plausibler Vorwurf, hat sowieso
niemand Interesse am Auf-
schwung in den armen Ländern:
Die Entwicklungshelfer würden

ihre guten Jobs verlieren. Indus-
triefirmen und Agrarproduzen-
ten des Nordens bekämen unlieb-
same Konkurrenz auf dem Welt-
markt. Der härtere Wettbewerb
würde auch bei uns immer stär-
ker auf die Löhne drücken. Und
ökologisch wäre ein Aufholen der
Dritten Welt auch nicht zu ver-
kraften. „Wenn jeder Chinese ein
Auto fährt, erstickt die Welt“,
warnen Umweltschützer. Da
drängt sich der Verdacht auf,
dass Entwicklungshilfe nur zur
Beruhigung dient − vor allem für
das eigene Gewissen.
Vollends absurd wird Entwick-

lungshilfe, wenn europäische
Technokraten in Entwicklungs-
ländern erklären, wie man mit
seinen Produkten auf den Welt-
markt geht − und die EU den Län-
dern ihre Produkte dann nicht
abkauft, weil sie Europas Bauern
Konkurrenz machen.
Während unzählige Hilfsorga-

nisationen mit Millionen und
Abermillionen von Mark, Dollar
und Yen vor sich hin wursteln,
weiß im Grunde bis heute nie-
mand, wo die entwicklungspoliti-
sche Reise hingehen soll. Jeder
Staat, jede Organisation, jeder
Nicaragua-Verein − alle machen
ihre eigenen Projekte, die einen
größer, die anderen kleiner. Ein
roter Faden ist bei demHilfewirr-
warr kaum auzumachen.
„Nicht einmal die EU ist in der

Lage, ihre entwicklungspoliti-
schen Aktivitäten zu koordinie-
ren“, moniert Sabine Kurtenbach
vom Hamburger Institut für Ibe-
roamerikakunde. „Man muss
sich grundlegend Gedanken dar-
über machen, was man mit Ent-
wicklungszusammenarbeit über-
haupt erreichen will.“

Entwicklungshilfeministerin
Heidemarie Wieczorek-Zeul

Kampf
gegen die

Armut
ABENDBLATT: Die Entwick-
lungszusammenarbeit

steht in der Kritik. Was
muss sich ändern?
WIECZOREK-ZEUL: Es geht
vor allem darum, einen
Schwerpunkt auf die Ar-
mutsbekämpfung zu legen.
Um die globalen Aufgaben
wie zum Beispiel den Kli-
maschutz zu erfüllen, set-
zen wir auf eine auf soziale
und ökologische Ziele aus-
gerichtete Partnerschaft
mit der Wirtschaft.
ABENDBLATT: Wird Entwick-
lungshilfe nicht zur Farce,
wenndie protektionistische
EU den Entwicklungslän-
dern ihre Produkte gar
nicht abkauft, dafür aber
mit subventionierten Ag-
rarexporten sogar Märkte
für die Entwicklungsländer
vernichtet?
WIECZOREK-ZEUL: Ich setze
mich massiv dafür ein, Ag-
rarexport-Subventionen

abzubauen, damit die Ent-
wicklungsländer bessere
Exportchancen bekom-
men. Zweifellos steht die
Entwicklungspolitik in die-
ser Hinsicht in einem Span-
nungsverhältnis insbeson-
dere zur EU-Agrarpolitik.
ABENDBLATT: Was halten Sie
von der Forderung, Ent-
wicklungshilfe insgesamt
einzustellen, weil sie nur
den Helfern nütze, den
Empfängern vielleicht so-
gar schade?
WIECZOREK-ZEUL: Entwick-
lungszusammenarbeit

bleibt angesichts der Glo-
balisierung eine notwendi-
ge Aufgabe. Frieden und
Sicherheit in der Welt sind
nur möglich, wenn sich die
Kluft zwischen Arm und
Reich nicht weiter ver-
größert. Heute gilt mehr
denn je, was Willy Brandt
vor 20 Jahren gesagt hat:
Auch wir können nicht auf
Dauer in Frieden leben,
wenn es Regionen gibt, die
in tiefer Armut versunken
sind. Interview: jmw
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Warum wir
helfen

Auch das Abendblatt hat
immer wieder zu Spenden
für Projekte in Hamburgs
Partnerstadt León (Nicara-
gua) aufgerufen. Die Ver-
wendung des dabei zusam-
mengekommenen Geldes
wurde vor Ort vor allem
von dem Hamburger Kin-
derarzt Jürgen Steidinger
koordiniert und auch kon-
trolliert. Mit diesen Spen-
den wurden Siedlungen für
die Opfer des Hurrikans
Mitch gebaut − die im ver-
gangenen Oktober von Se-
nator Willfried Maier ein-
geweiht wurden. Die Um-
weltbehörde fördert vor al-
lem die Sanierung der
Leóner Müllkippe. Trotz al-
ler Probleme gelten die
Hamburger Projekte in
León, anders alsmanch an-
dere Entwicklungsprojek-
te, als vorbildlich.
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